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1. Kapitel 

Einleitung 

Α. Gang der Untersuchung 
Das Thema ist ein rechtspolitisches, kein dogmatisches. Sinnvolle Vorschlä-

ge für eine neue Zustellungskonvention lassen sich aber nicht im luftleeren 
Raum machen. Es bedarf  vielmehr einer Plattform, von der aus über Verbesse-
rungen des status quo nachgedacht werden kann. Daher werden die Grundfra-
gen des internationalen Zustellungsrechts dargestellt.1 Im Anschluß daran wer-
den die völkergewohnheitsrechtlichen Vorgaben,2 die internationalen Überein-
künfte3 und die Rechtslage in der Europäischen Union4 erörtert. 

Der derzeitige Rechtszustand ist durch das Rogationsprinzip  geprägt: Der 
Gerichtsstaat, d.h. der Staat, in dem das gerichtliche Verfahren  stattfindet, er-
sucht - wenn die Zustellung ins Ausland erfolgen soll - den fremden Staat, in 
dem sich der Zustellungsadressat aufhält, um Zustellungshilfe. Dies entspricht 
klassischem, vor allem kontinentaleuropäischem Souveränitätsverständnis.5 Es 
liegt auf der Hand, daß dieses Zustellungsverfahren  zeitraubend und umständ-
lich ist.6 

Daher wird der Vorschlag gemacht, Direktzustellungen aus dem Gerichts-
staat zuzulassen, die eine zeit- und kostenintensive aktive Mitwirkung des Auf-
enthaltsstaats des Zustellungsadressaten überflüssig machen. Im 6. Kapitel7 

1 Unten S. 5 ff. 
2 Unten S. 129 ff 
3 Unten S. 175 ff. 
4 Unten S. 205 ff 
5 Näher unten 3. Kapitel A. (S. 129 ff.).  Das kontinentaleuropäische Verständnis 

steht hier als pars pro toto. Auch die südamerikanischen und viele (nicht vom common 
law geprägte) afrikanische Staaten folgen der gleichen Konzeption, ebenso alle ehedem 
sozialistischen Staaten. 

6 Zum derzeitigen Stand des internationalen Zustellungsrechts Linke,  Probleme der 
internationalen Zustellung (im Erscheinen) sub Vorbemerkung: „Die Probleme der 
internationalen Zustellung lassen sich schlagwortartig wie folgt umschreiben: Sie ist 
schwerfällig,  umständlich und dauert zu lang. Sie ist unüberschaubar und damit unkal-
kulierbar. Sie ist fehleranfällig  und dadurch kontraproduktiv. Sie ist abhängig von 
nationalen Souveränitätsempfindlichkeiten und damit schwer reformierbar." 

7 Unten S. 217 ff. 
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findet sich ein Plädoyer für die Zulassung unmittelbarer Postzustellungen. Da 
sich das Deutsche Reich und die Bundesrepublik Deutschland - ebenso wie 
eine Reihe anderer Staaten - bisher energisch dieser Zustellungsform widersetzt 
haben, bedarf  es einer Auseinandersetzung mit den hierfür  vorgebrachten Ar-
gumenten sowie einer Klärung der Frage, ob der Wegfall jeder Kontrolle des 
Zustellungsvorgangs durch die deutschen Rechtshilfebehörden mit der Verfas-
sung vereinbar ist. 

Da hierauf eine positive Antwort zu geben sein wird, folgen im 7. Kapitel8 

weitere Vorschläge fur eine neue Zustellungskonvention. Dabei war stets im 
Auge zu behalten, daß die weltweite oder auch nur regionale Vereinheitlichung 
des Zustellungsrechts  durch eine internationale Übereinkunft  eine Utopie wä-
re.9 Sinn und Zweck einer neuen Zustellungskonvention kann nur sein, die 
durch das Völkergewohnheitsrecht errichteten Hürden abzubauen, um eine 
sinnvolle Weiterentwicklung der nationalen Zustellungssysteme zu ermögli-
chen. Die Vorschläge zielen daher darauf ab, fur die nationalen Gesetzgeber 
Freiräume zu schaffen.  Sie sollen aber nicht mehr als unbedingt erforderlich 
durch die völkerrechtliche Konvention gebunden werden, weil dies langfristig 
zu einer rechtspolitisch unerfreulichen  Verkrustung und Versteinerung fuhren 
würde. Eine solche wäre für die Verwirklichung der auch auf der Ebene des 
Völkerrechts durch die internationalen Menschenrechtspakte garantierten Ver-
fahrensgrundrechte  (effizienter  Rechtsschutz und faires Verfahren)  kontrapro-
duktiv. 

Im 8. Kapitel10 werden die präsentierten Vorschläge in Textbausteine für ei-
ne neue Zustellungskonvention umgegossen und im 9. Kapitel11 die Ergebnisse 
der Untersuchung zusammengefaßt. 

B. Gegenstand der internationalen Zustellungshilfe 
Gegenstand der internationalen Zustellungshilfe ist die Übermittlung von ge-

richtlichen und  außergerichtlichen Schriftstücken, Art. 1 I HZÜ. Der Schwer-
punkt des internationalen Zustellungsverkehrs liegt jedoch bei den gerichtli-
chen Schriftstücken.12 Dort überwiegt die Zustellung von Klageschriften, An-

8 Unten S. 255 ff. 
9 Skeptisch auch Gottwald  in Habscheid/Beys, S. 25. 
10 Unten S. 301 ff 
11 Unten S. 305 ff 
12 Als außergerichtliche Schriftstücke kommen z.B. in Betracht: vollstreckbare Ur-

kunden der Notare (§ 794 I Nr. 5 ZPO), Wechselproteste, Privaturkunden, wie Mah-
nungen, die nach § 132 BGB zugestellt werden sollen, Schlosser,  EuGVÜ Art. 1 HZÜ 
Rn. 12; Berti  in Honsell/Vogt/Schnyder, Art. 11 Rn. 30. 
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tragsschriften  und sonstigen verfahrenseinleitenden  Schriftsätzen sowie von 
Terminsladungen.13 Jedoch ist auch die Bitte um Zustellung von gerichtlichen 
Entscheidungen (Urteilen und Beschlüssen), sowie von Ladungen an Be-
weispersonen (Zeugen, Sachverständige) nicht selten. 

Die Arbeit behandelt die internationale Zustellungshilfe in Zivil- und Han-
delssachen,14 nicht jedoch in Straf-,  Verwaltungs- und Abgabensachen. Die fur 
diese Bereiche gefundenen Lösungen werden nur vergleichend herangezogen. 

Ausgeklammert sind die Zustellungen auf Veranlassung internationaler oder 
supranationaler Gerichte und Behörden, wie z.B. des Internationalen Gerichts-
hofs in Den Haag,15 des Internationalen Seegerichtshofs in Hamburg,16 des 
Gerichtshofs der Europäischen Gemeinschaften (EuGH)17 bzw. des Europäi-

13 Volken,  Rn. 2.3 (S. 30); Bischof,  S. 7. 
14 Zum Anwendungsbereich des Art. 1 HZÜ Nachweise bei Merkt,  S. 34 ff.;  Volken, 

Rn. 2.26 (S. 37). 
15 Nach Art. 40 des Statuts des Internationalen Gerichtshofs (BGBl. 1973 II, S. 505) 

„übermittelt" der Kanzler des Gerichts die Klageschrift  umgehend allen Beteiligten. Für 
alle Zustellungen an andere Personen als die Bevollmächtigten, Beistände und Anwälte 
wendet sich nach Art. 44 I des Statuts der Gerichtshof „unmittelbar an die Regierung 
des Staates, in dessen Hoheitsgebiet die Zustellung erfolgen soll." Auch in Verfahren 
vor dem IGH hat sich das Rogationsprinzip noch weitgehend erhalten. 

16 Vgl. Art. 24 II des Statuts des Internationalen Seegerichtshofs = Anlage VI des 
Seerechtsübereinkommens der Vereinten Nationen vom 10.12.1982 (BGBl. 1994 II, 
S. 1799). Diese Vorschrift  hat ihr Vorbild in Art. 40 II des Statuts des Internationalen 
Gerichtshofs. 

17 Nach Art. 79 § 1 VerfO-EuGH (ABl.EG 1991 L 176, 7, zuletzt geändert AB1.EG 
1995 L 44, 61) werden die Zustellungen vom Kanzler des Gerichtshofs in der Weise 
veranlaßt, daß dem Zustellungsbevollmächtigten des Empfängers eine Abschrift  des 
betreffenden  Schriftstücks entweder auf dem Postweg durch Einschreiben mit Rück-
schein übermittelt oder mit Quittung übergeben wird. Bei Direktklagen sind die Verfah-
rensbeteiligten verpflichtet,  in Luxemburg eine Zustellungsanschrift  zu benennen, der 
Kläger bereits in der Klageschrift  (Art. 38 § 2 I VerfO-EuGH), der Beklagte in seiner 
Klagebeantwortung (Art. 40 § 1 II i.V.m. Art. 38 § 2 I VerfO-EuGH), nachdem ihm die 
Klage per Post mit Einschreiben mit Rückschein zugestellt worden ist. Benennt der 
Kläger in der Klageschrift  keinen Zustellungsbevollmächtigten in Luxemburg, so erfol-
gen bis zur Behebung dieses Mangels alle Zustellungen an die betreffende  Partei auf 
dem Postweg durch Einschreiben an den Bevollmächtigten oder Anwalt der Partei. 
Abweichend von Art. 79 gilt in diesem Fall die Zustellung mit der Aufgabe des Ein-
schreibens zur Post am Ort des Gerichtssitzes (Luxemburg) als bewirkt (Art. 38 § 2 II 
VerfO-EuGH). Die gleiche Regelung gilt für den Beklagten, der keinen Zustellungsbe-
vollmächtigten in Luxemburg in seiner Klagebeantwortung benennt (Art. 40 § 1 I). 
Fehlgehend Fleischhauer,  S. 54, der gem. Art. 38 § 7 VerfO-EuGH die Klage als unzu-
lässig verwerfen  will, wenn trotz Fristsetzung durch den Kanzler kein Zustellungsbe-
vollmächtigter durch den Kläger benannt wird. Diese Vorschrift  greift  nach ihrem ein-
deutigen Wortlaut nur in den Fällen des Art. 38 §§ 3-6. Zum Komplex „Zustellung" 
leider nur en passant Koenig/Sander,  63 bei Fn. 32. 


